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Zusammenfassung 

Die erste Bestandsaufnahme der Emissionen, Einleitungen und Verluste (2008/105/EG) 

prioritärer Stoffe und bestimmter anderer Stoffe wurde nach § 4 Abs. 2 OGewV durchgeführt 

und den Ländern die verfügbaren Informationen zum 22.12.2013 bereitgestellt. Für diese 

erste Bestandsaufnahme konnten wesentliche verfügbare Basisinformationen für den 

Emissions- und Immissionsbereich deutschlandweit koordiniert bereitgestellt und 

zusammengeführt werden. Der Abschlussbericht liegt im Entwurf vor.  

Insgesamt fünf Stoffe: Alachlor, Benzol, 1,2-Dichlorethan, Dichlormethan und 

Tetrachlorkohlenstoff wurden als deutschlandweit „nicht relevant“ identifiziert. Dies bedeutet, 

dass die Umweltqualitätsnorm (UQN) in keinem Wasserkörper (WK) in Deutschland und die 

halbe UQN in jeder Flussgebietseinheit in höchstens einem WK überschritten wird und keine 

signifikanten Einträge aus Punktquellen (z. B. aus PRTR) bekannt sind. Für diese Stoffe 

konnten im Rahmen der Bestandsaufnahme auch keine Hinweise auf eine bestehende 

Relevanz gefunden werden.  

Insgesamt 26 Stoffe wurden in der Ersteinschätzung als nur in einzelnen 

Flussgebietseinheiten, ggf. lokal oder regional als „möglicherweise relevant“ identifiziert. Für 

insgesamt 21 der betreffenden Stoffe hat sich diese Einschätzung bestätigt. Für die fünf 

verbleibenden Stoffe wurde entgegen der Ersteinschätzung nach Datenauswertung eine 

deutschlandweite Relevanz angenommen. Diese Stoffe sind: Bis(2-ethyl-hexyl)phthalat 

(DEHP), Nonylphenol (4-Nonylphenol), Fluoranthen, Benzo(a)pyren, Summe 

Benzo(b)fluoranthen und Benzo(k)fluoranthen.  

Insgesamt zehn Stoffe wurden in der Ersteinschätzung als „deutschlandweit relevant“ 

bewertet. Dies hat sich nach Datenauswertung bestätigt. Das betrifft die Stoffe: Summe 

Benzo(g,h,i)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren, die Schwermetalle Cadmium und 

Cadmiumverbindungen, Nickel und Nickelverbindungen, Quecksilber und 

Quecksilberverbindungen und Blei und Bleiverbindungen, die PSM Diuron, Isoproturon und 

Trifluralin, Bromierte Diphenylether(p-BDE) und Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-

Kation). 

Als Grundlage für industrielle Emissionsdaten wurden insbesondere die Daten des 

deutschen PRTR herangezogen. Darüber hinaus wurden insbesondere zu Schwermetallen 

von einigen Ländern zusätzliche Daten zur Verfügung gestellt. 

Zur Abschätzung der Einträge aus kommunalen Kläranlagen wurden ebenfalls die PRTR-

Daten herangezogen. Allerdings liegen diese Daten potentiell nur für kommunale 

Kläranlagen > 100.000 EW vor.  

Um die Einträge aus kommunalen Kläranlagen aller Größenklassen besser abschätzen zu 

können, wurde ein Monitoringvorhaben für kommunale Kläranlagen initiiert und in fachlicher 

Begleitung der B/L-Ad-hoc-AG Bestandsaufnahme durchgeführt („Entwicklung eines 

Bilanzierungsinstruments für den Eintrag von Schadstoffen aus kommunalen Kläranlagen in 
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Gewässer“1). Das Vorhaben wurde von der DBU (Deutsche Bundesstiftung Umwelt) und den 

Bundesländern gemeinsam finanziert. Im Rahmen dieses Vorhabens wurden für 19 Stoffe 

Emissionsfaktoren zur Abschätzung der Einträge aus kommunalen Kläranlagen abgeleitet, 

davon für sieben Stoffe (Schwermetalle, PAK, Diuron, Isoproturon und DEHP) auf sicherer 

Datenbasis. Die für Schwermetalle vorliegenden Emissionsfaktoren wurden aktualisiert, 

wobei die neuen Werte insbesondere für Quecksilber und Blei deutlich niedriger liegen. Mit 

Hilfe der Emissionsfaktoren wurden die deutschlandweiten Einträge über kommunale 

Kläranlagen ab einer Größe von 50 Einwohnerwerten (EW) abgeschätzt.  

Immissionsdaten wurden in der Bestandsaufnahme einerseits für die Relevanzabschätzung 

und andererseits für die Berechnung der im Gewässer transportierten Stofffrachten 

herangezogen. Für nahezu alle Stoffe lagen an den festgelegten Bezugsmessstellen 

Immissionsdaten vor. Die verwendeten Analysemethoden waren für einen Großteil der 

betreffenden Stoffe deutschlandweit ausreichend sensitiv oder lediglich vereinzelt nicht 

ausreichend sensitiv im Sinne der OGewV. Für einzelne Stoffe bestanden in der ersten 

Bestandsaufnahme allerdings noch deutschlandweit analytische Probleme (Nonylphenol, 

Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-Kation), bromierte Diphenylether, Summe 

Benzo(g,h,i)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren).  

Die Immissionsfrachten wurden sowohl für die Basisabschätzung, für den 

fließgewässerfrachtbezogenen Ansatz als auch für die Plausibilisierung von Modellaussagen 

(Regionalisierte Pfadanalyse, Stoffflussanalyse) verwendet.  Die Frachtberechnungen 

erfolgten räumlich auf Ebene der Subunits. Bei dem fließgewässerfrachtbezogenen Ansatz 

konnten für einige Subunits, teilweise auch am Gebietsauslass, aus der Differenz zwischen 

Immissions- und Emissionsfracht die diffusen Stoffeinträge abgeschätzt werden. Für neun 

Stoffe wurden die Eintragspfade über eine Modellrechnung mit der Regionalisierten 

Pfadanalyse dargestellt.  

Ein zentrales Ergebnis der Bestandsaufnahme ist, dass für die deutschlandweit relevanten 

Stoffe die diffusen Eintragspfade in die Oberflächengewässer dominant sind. Für einige der 

Stoffe liegt der Anteil der diffusen Eintragspfade am Gesamteintrag zwischen 70 und nahe 

100 %. 

                                                 
1
 Das Vorhaben wurde erfolgreich abgeschlossen. Die Ergebnisse des Vorhabens sind in einem 

zusammenfassenden Abschlussbericht dargestellt, der zusammen mit der Handlungsempfehlung 

nach Durchführung der Abschlussveranstaltung am 24. März 2015 bei der DBU heruntergeladen 

werden kann. 
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1. Hintergrund/Einführung 

Am 13. Januar 2009 trat die europäische Richtlinie (RL) 2008/105/EG über 

Umweltqualitätsnormen (UQN) im Bereich der Wasserpolitik in Kraft. Mit dieser Richtlinie 

wird das Umweltziel „guter chemischer Zustand“ des Art. 4 der Wasserrahmenrichtlinie 

(WRRL) (2000/60EG) spezifiziert und im Einklang mit Art. 16 der WRRL 

Umweltqualitätsnormen für prioritäre Stoffe und bestimmte andere Schadstoffe festgelegt. 

Die Umsetzung der UQN-RL erfolgte in Deutschland mit der 

Oberflächengewässerverordnung (OGewV), die am 20. Juli 2011 in Kraft getreten ist.  

Zur Überprüfung, ob die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der WRRL genannten Ziele der 

Beendigung oder schrittweisen Einstellung bzw. der Reduzierung eingehalten werden, 

fordert Art. 5 der UQN-RL von den Mitgliedsstaaten (MS) eine Bestandsaufnahme der 

Emissionen, Einleitungen und Verluste aller prioritären Stoffe und bestimmter anderer 

Schadstoffe gemäß Anhang I Teil A auf Ebene der Flussgebietseinheiten (FGE) zu erstellen. 

Diese Bestandsaufnahme soll unter Nutzung vorhandener Informationen (z.B. PRTR 

(Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister; www.thru.de), Daten der 

Bestandsaufnahme nach Art. 5 WRRL und Monitoringergebnisse nach Art. 8 WRRL) 

erfolgen. Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme sollen in die Erstellung des zweiten 

Bewirtschaftungsplanes (BWP) einfließen. 

Um eine europaweite Vergleichbarkeit der Ergebnisse der Bestandsaufnahme 

sicherzustellen, wurde von einer europäischen Arbeitsgruppe ein Technischer Leitfaden 

erarbeitet, welcher am 08.12.2011 auf dem Treffen der Wasserdirektoren als Arbeitsmittel 

zur Durchführung der Bestandsaufnahme akzeptiert und den Mitgliedstaaten unterstützend 

zur Verfügung gestellt wurde. Er wurde als Basis für die Arbeiten in Deutschland angewandt. 

 

2. Vorgehen in Deutschland 

2.1 Organisatorisches Vorgehen  

Zur koordinierten Vorbereitung der ersten Bestandsaufnahme in Deutschland wurde eine 

nationale Bund-/Länder-Ad-hoc Arbeitsgruppe (B/L-Ad-hoc-AG) „Koordinierung der 

Bestandsaufnahme der Emissionen, Einleitungen und Verluste nach Art. 5 der RL 

2008/105/EG (prioritäre Stoffe)“ mit Vertretern aus dem Emissions- und dem 

Immissionsbereich unter Federführung des Umweltbundesamtes (UBA) gebildet.  

Ziel war ein einheitliches Vorgehen in Deutschland zu erreichen. Wesentliche Arbeitsaufgabe 

dieser Arbeitsgruppe war dementsprechend die Entwicklung eines harmonisierten Konzeptes 

und anschließend die fachliche Begleitung der Durchführung der ersten Bestandsaufnahme 

auf Bundesebene.  

Zur Festlegung der allgemeinen, organisatorischen Vorgehensweise in Deutschland wurde 

von der B/L-Ad-hoc-AG zuerst ein fachübergreifendes Konzept in Form einer „Allgemeinen 

http://www.thru.de/
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Handlungsanleitung“ entwickelt, welches die wichtigen Arbeitsschritte, den 

Informationsbedarf, die Akteure und die Zuständigkeiten und den notwendige Zeitplan 

festschreibt. Dieses Konzept wurde von der Vollversammlung der 

Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) im März 2013 bestätigt. Die „Allgemeine 

Handlungsanleitung“ ist im Arbeitspapier-0 (AP0) beschrieben. Die organisatorische 

Umsetzung erfolgt in Deutschland auf Basis der nationalen, föderalen Struktur und 

Kompetenzverteilung.  

 

2.2 Methodisches Vorgehen  

Das methodische Vorgehen in Deutschland zur Durchführung der ersten Bestandsaufnahme 

orientiert sich an den Empfehlungen des Technischen Leitfadens (EU KOM 2012). Dieser 

empfiehlt übergeordnet ein zweistufiges Vorgehen, um einen effektiven Ressourceneinsatz 

bei der Durchführung der Bestandsaufnahme sicherzustellen.  

In einem ersten Arbeitsschritt sind auf Ebene der Flussgebietseinheiten diejenigen Stoffe zu 

identifizieren, die derzeit und in absehbarer Zeit von geringer Relevanz sind, um die 

Bemühungen für die Inventarerstellung auf die übrigen Stoffe konzentrieren zu können. Für 

Stoffe, die als mit Sicherheit „nicht relevant“ eingeschätzt wurden, ist eine Basisabschätzung 

(vereinfachte Abschätzung der Immissionsfrachten) auf Ebene der Flussgebietseinheiten 

durchzuführen. In diesem Fall ist keine weitere ausführliche Quellenanalyse notwendig.  

Für die nicht von vornherein als „nicht relevant“ auszuschließenden Stoffe (möglicherweise 

relevante Stoffe), wird „… eine eingehendere Analyse auf Basis eines abgestuften 

Vorgehens durchgeführt.“ (EU KOM 2012, S. 10). Es dient dazu, „… weitere Einschätzungen 

der Emissionen, Einleitungen und Verluste aus Punktquellen und diffusen Quellen sowie zu 

den Fließgewässerfrachten zu erhalten.“ (EU KOM 2012, S. 10). Die Auswahl des 

methodischen Vorgehens (Verwendung unterschiedlicher methodischer Ansätze) erfolgt 

dabei in Abhängigkeit von: 

o der spezifischen Belastung (d.h. handelt es sich eher um lokale Relevanzen bei 

einzelnen Stoffen oder ist der Stoff für eine gesamte Flussgebietseinheit oder sogar 

für das gesamte Bundesgebiet relevant?),  

o der spezifischen Datenverfügbarkeit und 

o den bereits vorliegenden Erfahrungen und Ergebnissen. 

Grundsätzlich werden im Technischen Leitfaden bezüglich der methodischen Ansätze drei 

allgemeine Ansätze unterschieden: 

 der fließgewässerfrachtbezogene Ansatz, bei dem die Gesamtfracht in einem Fluss 

auf Basis der Gewässermonitoringdaten geschätzt wird. Darüber hinaus werden 

Punktquelleneinträge im Einzugsgebiet quantifiziert. Aus der Differenz der 

Gesamtfracht im Gewässer (Immission) und den gesamten Einträgen aus 
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Punktquellen (Emission) ist nach Empfehlung des Technischen Leitfadens (EU KOM 

2012) die Größenordnung der diffusen Einträge rechnerisch abzuschätzen. 

 der auf die Eintragspfade bezogene Ansatz, auch Regionalisierte Pfadanalyse 

(RPA) genannt. Mit diesem Ansatz lassen sich regionalisierte Einträge in die 

Gewässer auf Basis kleinerer Einzugsgebiete (den „Analysegebieten“) berechnen, die 

anschließend zu Flussgebietseinheiten oder Untereinheiten aggregiert werden 

können. Hierbei können Informationen zu Eintragsschwerpunkten und den 

Haupteintragspfaden gewonnen werden. Dies sind wichtige Informationen für die 

Maßnahmenplanung. 

 der auf die Quellen bezogene Ansatz. Er berücksichtigt alle Emissionsquellen 

während der Stoffherstellung, der Nutzungs- und Nachnutzungsphase. Zu diesem 

Ansatz gehört auch die Stoffflussanalyse (SFA). Hierbei können wichtige 

Informationen zu Emissionen in die Umwelt gewonnen werden. Allerdings steht dabei 

eine Regionalisierung i.d.R. nicht im Vordergrund und ist oft nur unter Zuhilfenahme 

von zusätzlichen lokalen Randbedingungen (z.B. Bevölkerungszahl) möglich. 

Eine weitergehende Beschreibung der einzelnen methodischen Ansätze findet sich u.a. im 

Technischen Leitfaden (EU KOM 2012). 

Als übergeordnete Betrachtungsebene ist für die Bestandsaufnahme vom Technischen 

Leitfaden (EU KOM 2012) die Flussgebietseinheit bzw. der nationale Anteil in einem 

internationalen Flussgebiet vorgegeben. Für die Stoffe, die als “nicht relevant” identifiziert 

wurden, ist eine Abschätzung der Immissionsfracht (Basisabschätzung) auf dieser 

räumlichen Eben durchzuführen. In Deutschland haben sich die Länder darauf verständigt, 

die Darstellung der Informationen für Stoffe die als „möglicherweise relevant“ identifiziert 

wurden, auf Ebene der Subunits2 durchzuführen. Insgesamt sind in Deutschland 28 Subunits 

ausgewiesen. Im weiteren Vorgehen wurden von den Bundesländern sowohl für alle 

Flussgebietseinheiten als auch für die Subunits Bezugsmessstellen benannt und durch die 

Gremien LAWA-AO und BLAK Abwasser bestätigt. Die Bezugsmessstellen bilden die 

Grundlage zur Darstellung der Ergebnisse. Die Liste der Messstellen und die Beschreibung 

des methodischen Vorgehens sind im Arbeitspapier-2 (AP2) „Räumliche Bezugsebene“ 

festgehalten.  

                                                 
2
 Die Subunit ist eine europaweit berichtsbezogene Unterteilung der Flussgebietseinheiten, die durch eine 

geringere Größenstreuung eine bessere Vergleichbarkeit in der Berichterstattung ermöglichen soll. Dies bedeutet, 
die Berichterstattung in Richtung KOM wird ebenfalls auf der Aggregationsebene Subunit stattfinden (vgl. 
Guidance Document). Die Subunits sind sowohl hydrologisch als auch administrativ abgeleitete Untereinheiten 
innerhalb der Flussgebietseinheiten nach WRRL. Die Subunits wurden unterstützend als eine weitere 
Aggregationseinheit für die Berichterstattung nach WRRL innerhalb der Flussgebietseinheiten durch die 
Bundesländer ausgewiesen. In den Flussgebietseinheiten werden die Subunits als Koordinierungsräume oder 
Bearbeitungsgebiete bezeichnet. Die Codierung und die Namen der Subunits sind im WasserBLicK 
(http://www.wasserblick.net) festgelegt. 

http://www.wasserblick.net/
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Abbildung 1. Schematische Darstellung des methodischen Vorgehens zur Durchführung der ersten Bestandsaufnahme in Deutschland 
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2.2.1 Relevanzabschätzung  

Zur Prüfung der Stoffrelevanzen wurden die im Technischen Leitfaden (EU KOM 2012) 

empfohlenen Kriterien, drei immissionsbezogene und zwei emissionsbezogene, 

herangezogen. Die Trendbestimmung, wie im dritten immissionsbezogenen Kriterium 

empfohlen, konnte nicht durchgeführt werden. In diesem ersten Prüfschritt wurden diejenigen 

Stoffe identifiziert, die mit Sicherheit in den einzelnen FGE „nicht relevant“ sind. Die 

übrigen Stoffe werden als „möglicherweise relevant“ in die nähere Betrachtung und in die 

Auswahl des stoffspezifischen Vorgehens eingebunden. Dies gilt auch für alle Stoffe, für die 

im ersten Schritt bspw. auf Grund analytischer Probleme (die im Einzelnen von den 

Bundesländern nicht benannt wurden), keine eindeutige Zuordnung erzielt werden konnte.  

Zuerst wurden auf Basis der in den Bundesländern verfügbaren Monitoringdaten die 

immissionsbezogenen Kriterien geprüft. Abweichend von den Regelungen des § 4 Abs. 2 

OGewV wurden für diesen Prüfschritt für alle Stoffe nicht nur Immissionsdaten aus dem Jahr 

2010, sondern zur Verbesserung der Datenbasis die Immissionsdaten der Jahre 2007-2011 

herangezogen und ausgewertet. Eine Relevanz für die FGE wurde angenommen, wenn  

1. der Stoff für das Nicht-Erreichen des guten chemischen Zustands in mindestens einem 

Wasserkörper (WK) verantwortlich war oder  

2. die Konzentration eines Stoffes in mehr als einem WK über der Hälfte der UQN lag.  

Im Anschluss wurden für alle, auf Basis der Immissionsbetrachtung als „nicht relevant“ 

identifizierten Stoffe, die zwei emissionsbezogenen Kriterien geprüft. Hierfür wurden u.a. die 

PRTR-Daten für die Jahre 2007 bis 2010 herangezogen. Von den Bundesländern erfolgte 

darüber hinaus eine Stellungnahme zu weiteren bekannten punktuellen und diffusen 

Einleitungen.  

Im Endergebnis dieser Prüfungen wurden auf Basis der verfügbaren Datengrundlage 

insgesamt fünf Stoffe als „nicht relevant“ in allen der insgesamt zehn deutschen 

Flussgebietseinheiten eingeschätzt: 

o Alachlor,  

o Benzol,  

o 1,2-Dichlorethan,  

o Dichlormethan und  

o Tetrachlorkohlenstoff. 

Alle anderen Stoffe wurden in mindestens einer der Flussgebietseinheiten als 

„möglicherweise relevant“ identifiziert.  

Das methodische Vorgehen, die verwendeten Datengrundlagen und die Ergebnisse der 

Relevanzabschätzung sind ausführlich im Arbeitspapier-1 (AP1) „Relevanzabschätzung“ 

beschrieben. Das methodische Vorgehen wurde von der LAWA und dem Bund-/Länder-

Arbeitskreis Abwasser bestätigt. 
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2.2.2 Auswahl der methodischen Ansätze zur Durchführung der 

Bestandsaufnahme 

Die Auswahl des möglichen methodischen Ansatzes zur Durchführung der 

Bestandsaufnahme erfolgte stoffspezifisch.  

In einem ersten Prüfschritt wurde für die einzelnen Stoffe eine Priorisierung unter 

Berücksichtigung der individuellen Überschreitung der immissionsbezogenen 

Relevanzkriterien und der Anzahl der Flussgebietseinheiten, in welcher ein Stoff als 

„möglicherweise relevant“ identifiziert wurde, vorgenommen. Insgesamt wurden zwölf Stoffe 

identifiziert, die lediglich in einem oder zwei der zehn Flussgebietseinheiten als 

„möglicherweise relevant“ eingestuft wurden:  

Tetrachlorethylen, Simazin, Trichlorethylen, Cyclodien-Pestizide (Drine), Naphthalin, 

Anthracen, Atrazin, C10-C13-Chloralkane, Chlorfenvinphos, Octylphenol ((4-

(1,1‘,3,3‘-Tetramethylbutyl)-phenol)), Pentachlorphenol und Trichlormethan. 

Für diese Stoffe wurde – mit Ausnahme von Octylphenol – der fließgewässerfrachtbezogene 

Ansatz gewählt, da die Verwendung komplexer methodischer Ansätze mit hohem 

Eingangsdatenaufwand aufgrund der geringen Relevanz nicht angezeigt ist. 

Für die verbleibenden Stoffe wurde die Möglichkeit der Umsetzung einer RPA oder SFA 

anhand der folgenden Kriterien in der gelisteten Reihenfolge geprüft 

o Quellen, Herkunftsbereiche und Haupteintragspfade, 

o Datenverfügbarkeit und  

o Vorhandensein bisheriger Erfahrungen und vorliegender Ergebnisse. 

Im Ergebnis dieses Auswahlverfahrens wurde begründet festgelegt, welche der Stoffe mittels 

welcher der drei genannten methodischen Ansätze dargestellt werden.  

Die Stoffe: 

Isoproturon, Diuron, Bromierte Diphenylether (BDE), Nonylphenol, Polyzyklische 

aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK als Summenparameter PAK16) und die vier 

Schwermetalle Cadmium (Cd), Blei (Pb), Nickel (Ni) und Quecksilber (Hg),  

wurden für die Methode RPA ausgewählt.  

Die fünf Stoffe: 

PAK (als Summenparameter PAK16), Nonylphenol, Octylphenol, Pb und Bis(2-ethyl-

hexyl)phthalat (DEHP)  

wurden für die Methode SFA ausgewählt.  

Für Octylphenol wurde trotz der im Vergleich niedrigen Anzahl an FGE mit festgestellter 

möglicher Relevanz eine SFA durchgeführt. Dies ist begründet in den bereits zu diesem Stoff 

vorliegenden Erfahrungen und Ergebnissen aus vorangegangenen Forschungsvorhaben. 
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Diese mussten im Rahmen der Bestandsaufnahme lediglich aktualisiert und einer 

detaillierteren Betrachtung unterzogen werden. 

Für die verbleibenden 17 Stoffe: 

Chlorpyrifos, Fluoranthen, p,p‘-DDT, Endosulfan, Hexachlorbenzol, 

Hexachlorbutadien, Hexachlorcyclohexan, Pentachlorbenzol, Summe DDT, 

Benzo(a)pyren, Benzo(b)fluoranthen + Benzo(k)fluoranthen, Trichlorbenzole, 

Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-Kation), Benzo(g,h,i)-perylen + Indeno(1,2,3-

cd)-pyren und Trifluralin  

war ebenfalls der fließgewässerfrachtbezogene Ansatz zu verwenden. 

Eine ausführliche Beschreibung des methodischen Vorgehens und der Ergebnisse der 

stoffspezifischen Auswahl der methodischen Ansätze findet sich im Arbeitspapier-3 (AP3) 

„Auswahl des methodischen Vorgehens für prioritäre Stoffe und bestimmte andere Stoffe“.  

Im Verlauf der weiteren Arbeiten musste für BDE die getroffene Auswahl korrigiert werden. 

Ursprünglich für die RPA vorgesehen, konnte auf Grund neuerer Erkenntnisse zur 

tatsächlichen Datenverfügbarkeit nur der fließgewässerfrachtbezogene Ansatz verwendet 

werden. Aufbauend auf die zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Ergebnisse und Erfahrungen 

aus anderen vom UBA betreuten Vorhaben (bspw. FuE (Forschung und Entwicklung) 

Vorhaben „Diffuse Quellen“) konnte DEHP mit der RPA dargestellt werden, obwohl dieser 

Stoff lediglich in drei der FGEen als „möglicherweise relevant“ eingeschätzt wurde. 

Immissionsfrachtberechnung 

Die Berechnung der Immissionsfrachten erfolgte nach einem bundesweit abgestimmten 

Vorgehen sowohl für nicht relevante als auch möglicherweise relevante Stoffe. Die 

Konzentrationen prioritärer Stoffe in Gewässern können häufig nicht bestimmt werden, weil 

sie möglicherweise unterhalb der Bestimmungsgrenzen (BG) liegen. Um die 

Frachtenabschätzung trotzdem mit einer akzeptablen Belastbarkeit vornehmen zu können, 

wurde als ein wichtiges gemeinsames Kriterium festgelegt: 

Eine Frachtenberechnung ist nur dann durchzuführen, wenn 50 % und mehr 

Messwerte einer Jahresreihe über der Bestimmungsgrenze liegen. In diesen Fällen 

gehen Messwerte unterhalb der Bestimmungsgrenze mit dem Konzentrationswert 

entsprechend der halben Bestimmungsgrenze in die Berechnungen ein. 

Mit Ausnahme der FGE Warnow/Peene liegen für alle FGEen die Ergebnisse der 

Immissionsfrachtberechnungen vor.  

Die berechneten Gewässerfrachten wurden sowohl für die Abschätzung der diffusen 

Stoffeinträge mit dem fließgewässerfrachtbezogenen Ansatz als auch zur Plausibilisierung 

der Ergebnisse von SFA und RPA verwendet. 
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Berechnung der Einträge aus Punktquellen 

Bei der Abschätzung der Einträge aus Punktquellen wurden kommunale 

Abwasserbehandlungsanlagen und industrielle Direkteinleiter betrachtet.  

Für die Abschätzung der Einträge über industrielle Direkteinleiter wurde insbesondere das 

PRTR als Datengrundlage verwendet. Darüber hinaus wurden von wenigen Bundesländern 

hauptsächlich für Schwermetalle weitere Daten zu industriellen Direkteinleitungen zur 

Verfügung gestellt.  

Zur Abschätzung der Einträge aus kommunalen Kläranlagen wurden ebenfalls die PRTR-

Daten herangezogen. Darüber hinaus wurde auf Grund der bestehenden Datenlage ein 

Monitoringvorhaben für kommunale Kläranlagen initiiert und in fachlicher Begleitung der B/L-

Ad-hoc-AG Bestandsaufnahme durchgeführt („Entwicklung eines Bilanzierungsinstruments 

für den Eintrag von Schadstoffen aus kommunalen Kläranlagen in Gewässer“). Das 

Vorhaben wurde von der DBU (Deutsche Bundesstiftung Umwelt) und den Bundesländern 

gemeinsam finanziert. Im Rahmen dieses Vorhabens wurden für 19 der Stoffe der 

Bestandsaufnahme Emissionsfaktoren zur Abschätzung der Einträge aus kommunalen 

Kläranlagen abgeleitet (Cd, Hg, Pb, Ni, PAK16, DEHP, Diuron, Isoproturon, Atrazin, BDE, 

Benzo(b)fluoranthen, Benzo(g,h,i)perylen, Fluoranthen, Nonylphenol, Octylphenol, 

Pentachlorphenol, Simazin, Tributylzinn und Trichlormethan).  

Diese Emissionsinformationen wurden sowohl für die Abschätzung der diffusen Einträge im 

fließgewässerfrachtbezogenen Ansatz verwendet als auch als Datengrundlage in der SFA 

und der RPA: 

Unter Berücksichtigung der vorliegenden Ergebnisse der Relevanzabschätzung, der 

räumlichen Bezugsebene und der Bezugsmessstellen und der stoffspezifischen Auswahl des 

methodischen Ansatzes konnten für jede Flussgebietseinheit und jede Bezugsmessstelle die 

notwendigen weiteren Arbeitsschritte ausgewiesen und die Bestandsaufnahme durchgeführt 

werden.  
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3. Zusammenfassung der Ergebnisse der Bestandsaufnahme  

Sowohl für die Stoffe, für die ein fließgewässerfrachtbezogener Ansatz gewählt wurde, als 

auch für die Stoffe, die mittels RPA und SFA abgebildet wurden, konnten für die erste 

Bestandsaufnahme wesentliche verfügbare Basisinformationen für den Immissions- und 

Emissionsbereich bereitgestellt und zusammengeführt werden.  

Im Immissionsbereich war hinsichtlich der bei dieser Bestandsaufnahme erhobenen 

Untersuchungsergebnisse die zurzeit gültige OGewV 2011 maßgeblich (als 

Bundesverordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2008/105/EG). Dort sind in Anlage 8 

Mindestkriterien an die Analysemethoden vorgegeben u.a., dass die BG der analytischen 

Methoden höchstens 30 % der UQN betragen darf. „Gibt es für einen Parameter keine 

Analysenmethode, die den Anforderungen … genügt, erfolgt die Überwachung mithilfe der 

besten verfügbaren Technik, die keine übermäßigen Kosten verursacht…“ (Anlage 8, 

Kap.1.4).  

Für einzelne Stoffe war in einzelnen Flussgebietseinheiten auf Grund analytischer Probleme 

eine Abschätzung der Stoffrelevanzen nicht möglich. Das betrifft die C10-C13 Chloralkane 

und die Summe Benzo(g,h,i)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren. 

In der weiteren Datenauswertung und zur Bilanzierung der Gewässerfrachten wurden die 

verfügbaren Immissionsdaten an den Bezugsmessstellen auch im Hinblick auf die 

Sensitivität der verwendeten Analytik (BG) und der Einhaltung der Anforderungen der 

OGewV zum Nachweis signifikanter Einträge (BG zu ⅓ UQN) bewertet. 

Gegenstand der Überwachung waren in erster Linie Wasserproben, teilweise wurden 

bestimmte Schadstoffe auch in Schwebstoffproben untersucht. Grundsätzlich lagen für 

nahezu alle betrachteten Stoffe auf Ebene der FGEen bzw. Subunits Immissionsdaten vor. 

Einzelne Stoffe wurden in einzelnen FGEen bzw. Subunits an den festgelegten 

Bezugsmessstellen nicht gemessen, da nach Einschätzung der Bundesländer in den 

jeweiligen Einzugsgebieten keine Einträge und Einleitungen des jeweiligen Stoffes zu 

erwarten sind. Das betrifft die folgenden Stoffe und FGEen (s. Tabelle 1): 
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Tabelle 1. Liste der Stoffe, für die an einzelnen Bezugsmessstellen in den FGEen oder 

Subunits auf Grund fehlender Messungen keine Daten vorlagen 

Nr. Stoff FGE, in der nicht gemessen 
wurde 

Bemerkungen 

(7) C10-C13 Chloralkane Rhein, Oder, Donau, Eider, 
Schlei/Trave, Maas, Elbe 

In der Elbe nicht an 
Bezugsmessstellen einzelner 
Subunits 

(5) Bromierte Diphenylether(p-
BDE) 

Elbe, Donau, Weser In der Elbe und der Weser 
nicht an Bezugsmessstellen 
einzelner Subunits 

(8) Chlorfenvinphos Donau  

(9) Chlorpyrifos Donau  

(9b) p,p´-DDT Donau  

(9a) Cyclodien Pestizide Donau  

(26) Pentachlorbenzol Donau, Rhein Im Rhein nicht an 
Bezugsmessstellen einzelner 
Subunits 

(27) Pentachlorphenol Donau  

(30) Tributylzinnverbindungen 
(Tributylzinn-Kation) 

Donau, Weser, Rhein Im Rhein und in der Weser 
nicht an Bezugsmessstellen 
einzelner Subunits 

(29a) Tetrachlorethylen Oder  

(29b) Trichlorethylen Oder  

(9b) Summe DDT Donau, Oder  

(33) Trifluralin Weser In der Weser nicht an 
Bezugsmessstellen einzelner 
Subunits 

(31) Trichlorbenzole Weser, Rhein Im Rhein und in der Weser 
nicht an Bezugsmessstellen 
einzelner Subunits 

 

Für die in der Ersteinschätzung als deutschlandweit „nicht relevant“ identifizierten 

fünf Stoffe: 

Alachlor, Benzol, 1,2-Dichlorethan, Dichlormethan und Tetrachlorkohlenstoff 

konnten keine Hinweise auf eine bestehende Relevanz gefunden werden (s. Tabelle 3 in 

Anlage 1). Für die Stoffe Alachlor, Benzol, 1,2-Dichlorethan und Dichlormethan war trotz 

ausreichend sensitiver Analytik im Sinne der OGewV keine Berechnung der Gewässerfracht 

möglich, da mindestens 50 % der Messwerte unterhalb der BG lagen. Für 

Tetrachlorkohlenstoff konnten in zwei FGEen (Weser und Ems) Gewässerfrachten berechnet 

werden. Diese lagen 2007 bei ca. 3 und 13 kg.  
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Für keinen der fünf Stoffe liegen Hinweise auf Einträge aus Punktquellen oder über diffuse 

Einträge vor. Dies bestätigt die Einschätzung, dass die o.g. Stoffe in Deutschland nicht 

relevant sind. Für diese Stoffe ist zukünftig keine weitergehende Betrachtung notwendig.  

Insgesamt 26 Stoffe wurden in der Ersteinschätzung als nur in einzelnen 

Flussgebietseinheiten, ggf. lokal oder regional als „möglicherweise relevant“ 

identifiziert. Für insgesamt 21 der betreffenden Stoffe hat sich diese Einschätzung 

bestätigt (s. Tabelle 2 in Anlage 1). Für die fünf verbleibenden Stoffe wurde entgegen der 

Ersteinschätzung nach Datenauswertung eine deutschlandweite Relevanz angenommen.  

Für die 21 Stoffe konnten trotz weitestgehend ausreichend sensitiver Analysemethoden 

keine bzw. nur vereinzelt Immissionsfrachten berechnet werden. Ausnahme sind die Stoffe 

Fluoranthen, Naphthalin, Octylphenol für die häufiger Gewässerfrachten berechnet werden 

konnten. Die verwendeten analytischen Methoden waren bei elf der 21 Stoffe 

deutschlandweit ausreichend sensitiv im Sinne der Anforderungen der OGewV 

(BG ≤ ⅓ UQN):  

Tetrachlorethylen, Trichlorethylen, Cyclodien-Pestizide (Drine), Summe DDT, p,p'-

DDT, Trichlorbenzole, Naphthalin, Pentachlorphenol, Atrazin und Simazin.  

Für C10-13-Chloralkane waren zwar die verwendeten Analysemethoden ausreichend 

sensitiv im Sinne der OGewV, allerdings wurden sie auch nur in drei FGEen 

gemessen, und auf Grund der erst seit 2014 einheitlichen analytischen Norm gab es 

analytische Probleme für C10-13-Chloralkane. 

Für zehn Stoffe waren die verwendeten analytischen Methoden lediglich vereinzelt nicht 

sensitiv genug im Sinne der Anforderungen der OGewV:  

Chlorfenvinphos, Chlorpyrifos (Chlorpyrifos-Ethyl), Endosulfan, Anthracen, 

Hexachlorbutadien, Hexachlorbenzol, Pentachlorbenzol, Hexachlorcyclohexan, 

Trichlormethan, Octylphenol. 

Einträge in die Gewässer konnten für diese Stoffe ebenfalls nur in wenigen Einzelfällen und 

in geringem Umfang festgestellt werden. Datenquelle war hier insbesondere das PRTR. Für 

die Stoffe Fluoranthen, Octylphenol, Pentachlorphenol, Simazin, Trichlormethan und Atrazin 

konnten darüber hinaus mittels Emissionsfaktoren deutschlandweit Einträge über 

kommunale Kläranlagen ab einer Größe von 50 Einwohnerwerten (EW) abgeschätzt werden. 

Allerdings wurde die zur Ableitung der Emissionsfaktoren für diese Stoffe herangezogene 

Datenbasis aus statistischer Sicht als unsicher bewertet. Grundsätzlich ist zu 

berücksichtigen, dass Stoffe (bspw. Atrazin) bereits seit längerem verboten sind und 

teilweise auch nur regional oder lokal als relevant eingeschätzt wurden. 

In der Auswertung der PRTR-Daten für industrielle Direkteinleiter und kommunale 

Abwasserbehandlungsanlagen > 100.000 EW im Rahmen der Anforderungen der 

Bestandsaufnahme hat sich diese Datenbasis als gering herausgestellt. Wesentliche Gründe 

hierfür sind insbesondere: 
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- mit Ausnahme der Schwermetalle wird der überwiegende Teil der prioritären Stoffe in 

der Industrie nicht oder nicht mehr mehr verwendet (PSM, Stoffverbote), 

- es werden für die Messungen der Ablaufkonzentration zu wenig sensitive 

Messverfahren verwendet, die keine Überprüfung der Schwellenwertüberschreitung 

erlauben, 

- die eingetragenen Frachten liegen unterhalb der PRTR-Schwellenwerte, hier tritt auf 

Grund der PRTR-Anforderungen ggf. der Fall auf, dass Betriebe auf Grund der 

Schwellenwertüber- bzw. -unterschreitung lediglich in Einzeljahren berichten und 

diese Informationen zeitlich nicht mit den vorliegenden Immissionsinformationen 

harmonieren, 

- die Einträge erfolgen insbesondere über diffuse Eintragspfade. 

Von einzelnen Bundesländern bereitgestellte Informationen zu weiteren industriellen 

Direkteinleitern lagen lediglich in geringem Umfang und im Wesentlichen für Schwermetalle 

vor. 

Basierend auf der beschriebenen Immissions- und Emissionssituation war eine Abschätzung 

der diffusen Einträge nur für einzelne Stoffe und dann häufig nur für einzelne Subunits 

möglich.  

Als grundsätzlich problematisch hinsichtlich einer ganzheitlichen Auswertung und 

Verwendung der Immissionsinformationen zur Abschätzung der diffusen Einträge hat sich 

Folgendes gezeigt: 

- die Immissionsinformationen lagen innerhalb einzelner FGEen nicht zeitlich synchron 

vor, so dass selbst bei vorliegenden Immissionsfrachten eine FGE-übergreifende 

Betrachtung nicht möglich war.  

- die verwendeten Analyseverfahren und somit die angegebenen analytischen BG 

unterschieden sich innerhalb einzelner FGEen stark voneinander. Dies wiederum 

führt bei der Immissionsfrachtberechnung ebenfalls zu Unsicherheiten, da Werte 

< BG mit der halben BG in die Berechnung eingehen. 

Die fünf Stoffe mit der Ersteinschätzung: nur in einzelnen Flussgebietseinheit ggf. 

lokal oder regional „möglicherweise relevant“, für die nach Auswertung der 

vorliegenden Informationen eine deutschlandweite Relevanz angenommen wurde, 

sind:  

Bis(2-ethyl-hexyl)phthalat (DEHP), Nonylphenol (4-Nonylphenol), Fluoranthen, 

Benzo(a)pyren, Summe Benzo(b)fluoranthen und Benzo(k)fluoranthen.  

Diese Einschätzung begründet sich sowohl in der teilweise nicht ausreichenden Analytik als 

auch in dem abgebildeten Eintragsgeschehen. Mit Ausnahme von Benzo(a)pyren und 

Summe (Benzo(b)fluoranthen und Benzo(k)fluoranthen) waren für diese Stoffe die 

verwendeten analytischen Methoden vereinzelt bis häufig nicht sensitiv genug im Sinne der 

Anforderungen der OGewV.  
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Einträge aus Punktquellen in die Gewässer konnten für diese Stoffe auf Basis der PRTR-

Daten nur in wenigen Einzelfällen und in geringem Umfang festgestellt werden. Für die 

Stoffe DEHP, Nonylphenol, Fluoranthen und Benzo(b)fluoranthen konnten mittels 

Emissionsfaktoren deutschlandweit Einträge über kommunale Kläranlagen ab einer Größe 

von 50 Einwohnerwerten (EW) abgeschätzt werden. Bei dieser Gruppe von Stoffen wurde 

die Datenbasis zur Ableitung der Emissionsfaktoren aus statistischer Sicht lediglich für 

DEHP als sicher bewertet. 

Hinsichtlich des grundsätzlichen Eintragsgeschehens wurden mit SFA und RPA dagegen 

hohe diffuse Einträge bspw. für DEHP (zwischen ca. 80 und nahe 100 %) ermittelt (s. 

Tabelle 2). Für Nonylphenol stellen neben den kommunalen Kläranlagen die ‚Urbanen 

Systeme„ einen wichtigen Eintragspfad dar. Für diese Stoffe ist dementsprechend zukünftig 

eine weitere deutschlandweite Betrachtung notwendig.  

Insgesamt zehn Stoffe wurden in der Ersteinschätzung als „deutschlandweit relevant“ 

bewertet: 

Summe Benzo(g,h,i)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren, die Schwermetalle 

Cadmium und Cadmiumverbindungen, Nickel und Nickelverbindungen, Quecksilber 

und Quecksilberverbindungen und Blei und Bleiverbindungen, die PSM Diuron, 

Isoproturon und Trifluralin, Bromierte Diphenylether(p-BDE) und 

Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-Kation). 

Diese Einschätzung hat sich für alle Stoffe bestätigt. Eine weitere deutschlandweite 

Betrachtung wird auch zukünftig notwendig sein. Für folgende bundesweit relevanten Stoffe 

waren die verwendeten analytischen Methoden vereinzelt nicht sensitiv genug, im Sinne der 

Anforderungen der OGewV: Cadmium, Nickel, Trifluralin, Nonylphenol, (s. Tabelle 2 in 

Anlage 1). Für folgende bundesweit relevanten Stoffe waren die verwendeten analytischen 

Methoden flächendeckend, das bedeutet in allen FGEen, nicht sensitiv genug im Sinne der 

Anforderungen der OGewV:  

Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-Kation), bromierte Diphenylether, Summe 

Benzo(g,h,i)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren.  

Informationen zu Einträgen aus Punktquellen in die Gewässer konnten für diese Stoffe auf 

Basis der PRTR-Daten lediglich für die Schwermetalle in größerem Umfang dokumentiert 

werden. Allerdings ist auf Grund der aktuellen Erkenntnisse und Erfahrungen zu mittleren 

Ablaufkonzentrationen in kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen für einen Teil der 

Schwermetalle und den Teil der berichteten Betriebe, die mit den aktuell im BUBE 

hinterlegten Emissionsfaktoren arbeiten, von einer Überschätzung der gemeldeten Frachten 

auszugehen. 

Für die Stoffe Isoproturon, Diuron, Nonylphenol, Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-

Kation), BDE 47, Benzo(g,h,i)-perylen, Cd, Hg, Pb, Ni und PAK16 konnten mittels 

Emissionsfaktoren deutschlandweit Einträge über kommunale Kläranlagen ab einer Größe 

von 50 Einwohnerwerten (EW) abgeschätzt werden. Für die vier Schwermetalle, die PAK16, 
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Diuron und Isoproturon wurde die Datenbasis zur Ableitung der Emissionsfaktoren aus 

statistischer Sicht als sicher bewertet. 

Für die Schwermetalle Cd, Ni, Pb, Hg, die PAK16 sowie die Stoffe Diuron, Isoproturon, DEHP 

und Nonylphenol wurden pfadspezifische Einträge mittels der RPA berechnet. Für die 

Schwermetalle, PAK16, Isoproturon und DEHP ist festzustellen, dass die diffusen Einträge bei 

weitem dominieren (> 80 %). Für Nonylphenol und Diuron ist aufgrund der Modellierung 

anzunehmen, dass neben diffusen Einträgen die kommunalen Kläranlagen als Eintragspfade 

eine wichtige Rolle spielen. Die verfügbare Datenbasis für die Modellierung ist stoff- und 

pfadspezifisch unterschiedlich zu bewerten. Für die Schwermetalle und PAK liegt eine 

vergleichsweise gute Datenbasis vor, auch wenn sie insbesondere für Cd und Hg teilweise 

mit großen Unsicherheiten behaftet ist. Diese beruhen hauptsächlich auf der 

anspruchsvolleren Analytik für Cd und Hg auf Grund der geringen Umweltkonzentrationen. 

Defizite in den Eingangsdaten liegen bei den Schwermetallen und PAK hauptsächlich in der 

fehlenden Regionalisierung der Eingangsdaten, insbesondere für die Pfade Grundwasser 

und Dränagen. 

Für die Stoffe Diuron, Isoproturon, DEHP und Nonylphenol liegen häufig keine 

flächendeckenden räumlich und zeitlich differenzierten Eingangsdatensätze zu 

Umweltkonzentrationen vor. Die verfügbaren Daten stammen meist aus 

Einzeluntersuchungen an speziellen Standorten. Die dabei z.T. großen Wertespannen der 

Messwerte machen die Ableitung diskreter Werte für die Modellierung schwierig und 

unsicher. Die schwierige Datenlage sowie der fehlende Vergleich mit gemessenen 

Gewässerfrachten lassen keine belastbaren Aussagen über die Güte der Ergebnisse zu, 

geben allerdings einen ersten Hinweis auf die Größenordnung der pfadspezifischen 

Stoffeinträge. 
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Tabelle 2: Zusammenfassung der Ergebnisse der Stoffeintragsmodellierung für Deutschland (Ergebnisse gerundet) 

Eintragspfad Stoffeintrag in kg/a 

Mittelwert für Zeitraum 2006-2008 Bezugsjahr 2008 

Hg Ni Pb Cd PAK16 DEHP  Diuron  Isoproturon Nonylphenol 

Industrie Direkteinleiter 87 16.260 6.620 560 180 120 2 0 30 

Kommunale 

Kläranlagen 

17 38.750 1.940 590 1.080 5.080 640 220 3.310 

Urbane Systeme  15.700 50.790 680 5.610 13.950 740 80 1.190 

Grundwasser 380 260.250 8.440 1.540 380 n.m. n.m. n.m. n.m. 

Erosion 340 135.530 151.820 1.270 1.500 390 n.m. n.m. n.m. 

Oberflächenabfluss 178 9.550 24.170 860 4.470 14.040 n.m. 810 n.m. 

Abdrift n.m. n.m. n.m. n.m. n.m. n.m. n.m. 13 n.m. 

Dränagen 400 50.290 1.580 790 28 n.m. n.m. 600 n.m. 

Atmosphärische Deposition 
auf Gewässeroberfläche 

97 4.380 9.880 300 2.080 1.180 n.m. n.m. n.m. 

Altbergbau 13 18.230 7.800 1.480 n.m. n.m. n.m. n.m. n.m. 

Binnenschifffahrt n.m. n.m. n.m. n.m. 1.350 n.m. n.m. n.m. n.m. 

Gesamt Deutschland 1.708 548.900 263.050 8.070 16.670 34.710 1.390 1.720 4.540 

n.m. nicht modelliert 
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4. Bewertung der vorliegenden Datenbasis und 
Handlungsempfehlungen 

4.1 Immissionsbetrachtung 

Aus den Punkten 1 bis 6 ergibt sich eine Empfehlung an den LAWA-AO, sich mit der 

Thematik zu befassen oder die Thematik entsprechend in den 

Koordinierungseinheiten der Flussgebietsgemeinschaften zu diskutieren. 

1. Die bestehende Datenbasis der BL zur Einschätzung der Stoffrelevanzen 

(Immissionsdaten - Stoffkonzentrationen) hat sich nach Aussage einzelner BL teilweise 

als unzureichend herausgestellt (geringe Anzahl an Messwerten oder teilweise eine 

geringe Anzahl an untersuchten Wasserkörpern). Die bestehende Datenbasis der BL zur 

Berechnung der Fließgewässerfrachten (spezielle Immissionsdaten - 

Stoffkonzentrationen) an den abgestimmten Bezugsmessstellen der FGEen bzw. der 

Subunits stellt sich nach Aussage der BL teilweise als unzureichend dar. Gründe hierfür 

sind insbesondere: 

 dass für einzelne Stoffe an einzelnen Bezugsmessstellen keine Daten vorliegen, da 

aus Sicht der Bundesländer keine Einträge zu erwarten sind. Es ist daher noch zu 

klären, wie mit diesen Stoffen in zukünftigen Messprogrammen umgegangen werden 

soll.  

 dass analytische Verfahren verwendet wurden, die zu wenig sensitiv im Sinne der 

Anforderungen der OGewV (Stand 2013) sind.  

Damit sind Frachtabschätzungen mit großen Unsicherheiten behaftet.  

Es besteht daher Klärungs- und Abstimmungsbedarf, wiezukünftig eine 

ausreichende Datenbasis zur Abschätzung der Stoffrelevanzen sichergestellt und 

bei der Planung von Monitoringprogrammen berücksichtigt wird, dass eine 

ausreichende Datenbasis zur Berechnung der Gewässerfrachten an den 

festgelegten Bezugsmessstellen3 erzeugt wird. 

2. Für einzelne Stoffe war in einzelnen Flussgebietseinheiten auf Grund nicht ausreichend 

sensitiver Analytik eine Abschätzung der Stoffrelevanzen nicht möglich. Das betrifft die 

C10-C13 Chloralkane in der FGE Maas und die Summe Benzo(g,h,i)-perylen und 

Indeno(1,2,3-cd)-pyren in der FGEen Schlei/Trave und Eider. 

3. Für die Stoffe Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-Kation), bromierte Diphenylether, 

Summe Benzo(g,h,i)-perylen und Indeno(1,2,3-cd)-pyren war die Analytik deutschlandweit 

nicht ausreichend sensitiv im Sinne der Einhaltung der Anforderungen der OGewV (Stand 

2013). 

                                                 
3
 Bezugsmessstellen bezeichnen die im Rahmen der Bestandsaufnahme festgelegten Gütemessstellen an den 

Gebietsauslässen der Flussgebietseinheiten bzw. der Subunits. Eine Liste der Bezugsmessstellen für die 

Bestandsaufnahme findet sich im Arbeitspapier-2 „Räumliche Bezugsebene“. 
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Für Tributylzinnverbindungen (Tributylzinn-Kation) (und ggf. bromierte 

Diphenylether, s. hierzu 5.1) werden künftig intensive analytische Anstrengungen 

nötig sein, um diesen Anforderungen Rechnung zu tragen. 

4. Innerhalb der FGEen unterscheiden sich die analytischen BG der verwendeten 

Analyseverfahren z.T. sehr stark (v.a. zwischen den Bundesländern) voneinander. Das 

macht eine übergreifende Betrachtung innerhalb eines Flussgebietes hinsichtlich der 

Vergleichbarkeit der Ergebnisse teilweise nicht oder nur schwer möglich.  

Es besteht zukünftig für die festgelegten Bezugsmessstellen 

Harmonisierungsbedarf bei der Planung und Durchführung von 

Monitoringuntersuchungen für bestimmte relevante prioritäre Stoffe mit dem Ziel 

eine Gewässerfracht zu berechnen. Das bedeutet in einigen Fällen die Absenkung 

der Bestimmungsgrenzen bzw. die Vereinheitlichung der Untersuchungsmatrix. 

5. Innerhalb einzelner FGEen unterscheiden sich die betrachteten Zeiträume (Jahre der 

Erhebung von Monitoringergebnissen) sehr stark voneinander, speziell zwischen den 

Bundesländern. Das macht eine seriöse Gesamtbilanzierung innerhalb eines 

Flussgebietes de facto unmöglich.  

Es besteht zukünftig für die festgelegten Bezugsmessstellen bei der Planung von 

Monitoringuntersuchungen für prioritäre Stoffe Abstimmungsbedarf innerhalb der 

FGEen. 

6. Speziell bei den Schwermetallen ergibt sich hinsichtlich der Frachtberechnung ein 

weiteres Problem. Die UQN gelten für die filtrierte Probe. Für die Frachtbilanzierungen 

werden allerdings Konzentrationen von Gesamtproben benötigt.  

Es besteht daher Bedarf, für die Bestimmung der Frachten von Schwermetallen, 

dass mindestens an den festgelegten Bezugsmessstellen der FGEen neben 

filtrierten Proben weiterhin Gesamtkonzentrationen bestimmt werden. 

 

4.2 Emissionsbetrachtung 

Punktquellen 

Die Auswertung der Einträge über industrielle Direkteinleiter erfolgt weiterhin auf der 

Grundlage der im PRTR vorliegenden Daten sowie zusätzlicher Informationen aus den 

Bundesländern. 

7. Die Ableitung der Emissionsfaktoren zur Abschätzung der Einträge über kommunale 

Abwasserbehandlungsanlagen konnte bisher nur deutschlandweit undifferenziert und für 

ausgewählte sowohl gewässer- als auch kläranlagenrelevante Stoffe realisiert werden. 

Das bedeutet, eine differenzierte Bilanzierung der Stoffeinträge aus 

Abwasserbehandlungsanlagen (z.B. größenklassenspezifisch, spezifisch nach 

Kanalisationssystemen …) ist aktuell auf Grund der bestehenden Datenbasis nicht 

möglich.  
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Zur Verbesserung der bestehenden Datenbasis zur Ableitung differenzierter 

Emissionsfaktoren und damit der Aussagefähigkeit der Ergebnisse der 

Bestandsaufnahme sind weitere Untersuchungen für kommunale Kläranlagen 

notwendig.  

Empfehlung: Durchführung eines weiteren bundesweiten, koordinierten, zeitlich 

begrenzten Monitoringvorhaben über bis zu drei Jahre an ausgewählten 

Kläranlagen. Hierbei sollten wegen der hohen Bedeutung diffuser Einträge auch die 

Einträge über urbane Flächen einbezogen werden.  

Empfehlung an den BLAK Abwasser, sich mit dieser Thematik zu befassen. 

 

8. Das PRTR liefert bei Überschreitung der Schadstoffschwellenwerte Informationen zu 

kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen > 100.000 EW. Darüber hinaus stellt sich für 

einige Stoffe in Verbindung mit den Ergebnissen aus dem Monitoringvorhaben und den 

abgeleiteten Emissionsfaktoren die Frage nach der Vollständigkeit der PRTR-

Berichterstattung. Im Rahmen des Monitoring-Vorhabens an kommunalen Kläranlagen 

wurden Emissionsfaktoren für Schwermetalle und organische Stoffe ermittelt. Für einzelne 

Stoffe wäre bei Anwendung des Emissionsfaktors eine größere Anzahl an kommunalen 

Kläranlagen > 100.000 EW durch Überschreitung des Schwellenwertes im PRTR 

berichtspflichtig. Allerdings konnten lediglich Emissionsfaktoren für 7 Stoffe 

(Schwermetalle, PAK, Diuron, DEHP und Isoproturon) auf sicherer Datenbasis abgeleitet 

werden. Bei den Schwermetallen kann es zu Überschätzungen der Frachten für einzelne 

Betriebe auf Grund der Verwendung der bisher im PRTR hinterlegten Emissionsfaktoren 

gekommen sein.  

Darüber hinaus gibt es, begründet auf den verfügbaren Datenlagen zur Berechnung der 

Eintragsfrachten, nach wie vor für einzelne Stoffe länderspezifisch Bedarf hinsichtlich der 

verstärkten Qualitätssicherung. Hierbei spielen sowohl die Quantität als auch die Qualität 

(mit Blick auf die Sensitivität der verwendeten Analyseverfahren) der verwendeten 

Monitoringdaten eine Rolle.  

Bereitstellung eines Begleitdokumentes (Empfehlungen) zur Verwendung der 

Emissionsfaktoren und zur Unterstützung der Plausibilisierung der gemeldeten 

Eintragsfrachten. Prüfung und Einbindung der im Rahmen der Bestandsaufnahme 

abgeleiteten Emissionsfaktoren in die PRTR-Berichterstattung, d.h. Einbindung in 

das Berichtswerkzeug BUBE als Orientierungshilfe für Betreiber und Behörden.  

Empfehlung an den BLAK Internationale Berichtspflichten und den BLAK 

Abwasser, sich mit dieser Frage zu befassen. 
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Diffuse Einträge 

9. Die Auswertung der vorliegenden Daten und insbesondere der Ergebnisse der 

Stoffeintragsmodellierung haben gezeigt, dass für die deutschlandweit relevanten Stoffe 

die diffusen Eintragspfade in die Gewässer dominieren. Ebenfalls hat sich gezeigt, dass 

die verfügbare Datenbasis zur Modellierung der diffusen Stoffeinträge einerseits sehr 

lückenhaft und andererseits mit großen Unsicherheiten behaftet ist. Dies wirkt sich 

entscheidend auf die Ergebnisse der Modellierung und deren Aussagefähigkeit aus, die 

wiederum Grundlage für die Ausweisung von stoffeintragsmindernden Maßnahmen sind.  

Mit Blick auf die Wichtigkeit der diffusen Eintragspfade und die aktuelle Datensituation 

sind zukünftig weitere Anstrengungen zur Verbesserung der Datengrundlagen hinsichtlich 

Verfügbarkeit und Qualität und der Fortschreibung und Weiterentwicklung der Instrumente 

zur Stoffeintragsmodellierung notwendig. Mögliche weitere Arbeitsschritte sind: 

 Prüfung weiterer Datenverfügbarkeiten und Plausibilisierung der verwendeten 

Bezugsgrößen (Eingangsgrößen) für die bereits modellierten Stoffe, 

 Prüfung der Qualität der verwendeten Modelleingangsdaten (bspw. auch hinsichtlich 

verwendeter BG etc.), 

 Prüfung notwendiger stoffspezifischer Anpassungen methodischer Ansätze (Basis 

physikalische und chemische Stoffeigenschaften), 

 Erzeugung neuer Belastbarer Daten  

 Zeitliche Fortschreibung der bereits modellierten Stoffe, 

 Nach Möglichkeit zeitliche Synchronisierung der Immissionsfrachtberechnung und der 

RPA. 
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5. Ausblick 

1. Mit der neuen RL 2013/39/EU wird verstärkt das Problem auftreten, dass bestimmte 

prioritäre Stoffe nur noch in Biota-Proben gemessen werden, da sich deren UQN auf 

diese Matrix bezieht. Das betrifft insgesamt elf Stoffe. Einige dieser Stoffe sind in der 

„Wasserphase“ im Hinblick auf die UQN auch nicht ausreichend sensitiv analysierbar (z.B. 

Bromierte Diphenylether(p-BDE)). Eine Messverpflichtung für die Gesamtprobe bzw. die 

Wasserphase besteht in diesem Fall für einige Stoffe ggf. nur für die ZHK-UQN. Dieser 

Wert liegt allerdings deutlich höher als der zur Biota-UQN korrespondierende Wert im 

Wasser. 

Für diese Stoffe sind mit Blick auf zukünftige Bestandsaufnahmen strategische 

Überlegungen und Entscheidungen notwendig, um eine Berechnung der 

Gewässerfracht an den Bezugsmessstellen sicherzustellen. 

 

Empfehlung an den LAWA-AO, sich mit dieser Thematik zu befassen. 

 

2. In der neuen RL 2013/39/EU wurden bei einigen bereits etablierten prioritären Stoffen die 

UQN deutlich verschärft. Beispiele hierfür sind Blei und Nickel. Folge kann sein, dass im 

Emissionsbereich festgelegte Schadstoffschwellenwerte, bspw. im PRTR, an diese 

veränderten Anforderungen anzupassen sind. 

Prüfung einer Schwellenwertsenkung in der PRTR-Verordnung. 

 

3. In zukünftigen Bestandsaufnahmen sind die neuen prioritären Stoffe (EU-Richtlinie 

2013/39/EU) aufzunehmen. Das ist sowohl bei der Monitoring-Planung als auch bei der 

Prüfung der Erweiterung der Stoffeintragsmodellierung zu berücksichtigen.  

Darüber hinaus sollten diese Stoffe zeitnah in die PRTR-Verordnung aufgenommen 

werden.  

 




	Titelei Zusammenfassung-1
	Impressum

	Anlage-4_Zusammenfassung-der-Ergebnisse-der-ersten-Bestandsaufnahme-in Deutschland
	RückseiteTexte_grün

